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Der im Dezember abgestimmte Entwurf zur Neufassung 
der Energy Performance of Buildings Directive (EPBD) 
der Europäischen Union (EU) gibt klare Richtlinien für 
den Aufbau nationaler Gebäudedatenbanken vor. 

Unabhängig vom Inkrafttreten der EPBD und der zwei-
jährigen Frist zur (rechtlichen) nationalen Umsetzung 
sind folgende Punkte wesentlich für einen schnellen, ef-
fizienten und zielführenden Aufbau der nationalen Ge-
bäude(energie)datenbank: 

 Unverzüglich starten: Es ist entscheidend mit 
dem Aufbau einer Datenbank schnellstmöglich 
zu beginnen, um keine weiteren Verzögerungen 
zu erzeugen und dem dringenden Bedarf der 
Banken, Bausparkassen, Fonds und Immobilien-
bestandshalter an umfassenden Daten zu Ge-
bäuden, Energiebedarfen und -verbräuchen so-
wie Energieausweisen nachzukommen. 

 Vom Nutzen aus denken: Die Daten sind not-
wendig, um die ineffizientesten Gebäude (für 
die Mindesteffizienzstandard-Vorgaben der 
EPBD) und die besten Gebäude (für die Taxono-
mie-Konformität) im Gebäudebestand zu identi-
fizieren. 

 Wichtig sind dabei die effiziente, voll digitali-
sierte Realisierung der Datenbank sowie die 
Differenzierung des Gebäudebestands nach Ge-
bäudenutzungsklassen. 

 Zudem sollte eine zentrale Gebäudedatenbank  
für alle 16 Bundesländer aufgebaut werden, um 
Schnittstellenprobleme aufgrund einer födera-
len Herangehensweise zu vermeiden.  

Der Gebäudesektor als zentraler Hebel für die 
Klimawende  

Der Gebäudesektor ist entscheidend für die Erreichung 
der Klimaziele der EU und Deutschlands. In der EU ent-
fallen derzeit rund 40 Prozent des Endenergiever-
brauchs sowie etwa 36 Prozent der energiebedingten 
Treibhausgasemissionen auf den Gebäudesektor. Den 
Treibhausgas-Reduktionszielen der EU von 55 Prozent 
bis 2030 und 100 Prozent bis zum Jahr 2050 stehen in 
Deutschland knapp 20 Millionen Wohngebäude gegen-
über, die allein rund 73 Prozent der Treibhausgasemissi-
onen im deutschen Gebäudesektor verursachen, sowie 
rund 2,1 Millionen Wirtschaftsimmobilien. Ohne die 
energetische Sanierung von Wohn- und Nichtwohnge-
bäuden ist die Klimawende nicht möglich, denn drei 
Viertel der Bestandsbauten werden noch mit fossilen 
Energieträgern beheizt.  

Die Sanierungsquote stagniert jedoch deutschland- und 
EU-weit bei 1 Prozent. Bei gleichbleibender Quote ist 
die Dekarbonisierung des Gebäudebestands bis 2050 
nicht erreichbar. 

Die EU hat daher mit der neuen Gebäudeenergieeffizi-
enz-Richtlinie (EPBD) zurecht erkannt, dass eine digitale 
Gebäude(energie)datenbank dringend notwendig ist. 
Denn nur mit ihr können die Ausbauaktivitäten bei grü-
ner Fernwärme und Stromnetzen mit der Dekarbonisie-
rungsplanung der Immobilienwirtschaft, der privaten 
Immobilienbesitzer und den Finanzierungsmitteln des 
Finanzmarkts und der Bausparkassen sinnvoll verknüpft 
werden. 

Finanzwirtschaft als Transmissionsriemen der  
Klimatransformation 

Ein Grund für die Stagnation ist der erhebliche Investiti-
onsbedarf in die energetische Sanierung der ineffizien-
testen Wohn- und Nichtwohngebäude in Deutschland. 
Investitionen sollten im Sinne von Kosteneffizienz und 
größtmöglicher CO2-Minderung auf die jeweilige Immo-
bilie zugeschnitten werden.  

Finanzinstitute, speziell genossenschaftliche Banken so-
wie große Finanzierer von Wohn- und Gewerbeimmobi-
lien, spielen eine zentrale Rolle bei Investitionen für die 
Klimatransformation des Gebäudesektors und sind 
wichtige Partner der Immobilienwirtschaft. Von beson-
derer Bedeutung ist jedoch der Zugang zu Ge-
bäude(energie)daten und vor allem zum Energieausweis, 
damit Banken ihre Rolle als Transformationsbegleiter im 
Gebäudesektor wahrnehmen und ihre regulatorischen 
Anforderungen erfüllen können.  

Die Daten des Energieausweises und die darin enthalte-
nen Sanierungsempfehlungen sind notwendige Infor-
mationen, die von der finanzierenden Seite, insbeson-
dere den Genossenschaftsbanken mit ihrem regionalen 
Bezug, genutzt werden können, um Immobilienbesitzer 
oder -käufer individueller und spezifischer zu beraten. 
Durch ihre lokale Verankerung und Kundennähe können 
sie maßgeschneiderte Angebote erstellen, die auf die 
Bedürfnisse und finanziellen Möglichkeiten der Kunden 
abgestimmt sind. Die gezielte Information und Beratung 
würde den Kunden die Entscheidungsfindung erleich-
tern und könnte die Abbruchquote von über 50 Prozent 
bei sanierungswilligen Immobilienbesitzern senken. Da-
mit ließen sich nicht nur die Energieeffizienz der Immo-
bilie verbessern und die Treibhausgasemissionen redu-
zieren, sondern auch der Wert der Immobilie steigern. 

EPBD-Neufassung: Forderung nach Start des unverzüglichen Aufbaus einer effizienten Gebäudedaten-
bank in Deutschland 
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Aber gerade in Deutschland gibt es einen erheblichen 
Nachholbedarf bei der Datenerhebung und -verfügbar-
keit. 

Europäischer Vergleich 

Das übergreifende Ziel der EPBD ist es, die Energieeffizi-
enz von Gebäuden zu verbessern und den CO2-Ausstoß 
zu reduzieren. Ein zentrales Element ist die ver-
pflichtende Erstellung von Energieausweisen für Ge-
bäude, deren Daten eine transparente Darstellung über 
den energetischen Zustand eines Gebäudes (Bedarf-
sausweis) oder den Verbrauch in der Nutzung (Ver-
brauchsausweis) bieten und als Grundlage für gezielte 
Modernisierungs- und Sanierungsmaßnahmen dienen 
können. 

Entsprechend den EPBD-Verpflichtungen zu Energie-
ausweisen haben alle Mitgliedstaaten Vorgaben einge-
führt, die Qualitäts- und Durchsetzungsregelungen, Ex-
perten-Datenbanken, Schulungen und Kommunikation 
umfassen. Bis Mitte 2019 waren etwa 54 Millionen Ener-
gieausweise in den EU-Mitgliedstaaten und Norwegen 
registriert. 

Der Umgang mit Energieausweisen (Energy Performance 
Certificates, EPC) gestaltet sich in den EU-
Mitgliedstaaten aufgrund des unterschiedlichen verwal-
tungsrechtlichen Aufbaus, der politischen Aufhängung 
des Energie- und Baurechts und auch der natürlichen 
Bedingungen (Klimazonen) der Länder herausfordernd 
und ist uneinheitlich. Das betrifft diverse Aspekte wie 
Qualitätskontrollsysteme, Qualifikationen von Energie-
auditoren, Ausstellungsprozesse, Datenbanken und 
Kommunikationsaktivitäten.  

Obwohl die Einrichtung eines zentralen/regionalen 
Energieausweisregisters bisher nicht verpflichtend war, 
haben etwa zwei Drittel der EU-Mitgliedstaaten ein Sys-
tem zur Erfassung von Energieausweisdaten eingerich-
tet. Dies geschah meist im Zusammenhang mit der Ein-
richtung der vorgeschriebenen Prozesse zur 
Überwachung und Qualitätskontrolle bei der Erstellung 
von Energieausweisen. 

In Deutschland gibt es derzeit zwei Arten von Energie-
ausweisen: den Bedarfsausweis und den Verbrauchsaus-
weis. Beide Berechnungsmethoden haben ihre Vor- und 
Nachteile und sind für sich genommen sinnvolle Instru-
mente, um die Effizienz eines Gebäudes zu bewerten. 
Wird für ein und dasselbe Gebäude aber sowohl ein Be-
darfs- als auch ein Verbrauchsausweis ausgestellt, zeigt 
sich regelmäßig, dass die Werte deutlich voneinander 
abweichen. Dadurch ist die Rechtssicherheit des Instru-
ments Energieausweis bisher eingeschränkt. Mit der 
neuen EPBD wird es in Deutschland künftig neue Ener-
gieausweise geben, die sowohl Bedarfs- als auch Ver-
brauchswerte enthalten und somit deutlich genauer sein 
sollten. Solche Energieausweise könnten eine gute Basis 
für die Gebäude(energie)datenbank sein. 

EPBD gibt Leitplanken für Gebäudedatenban-
ken vor 

Gerade für Deutschland, wo es bislang keine Energieaus-
weisdatenbank gibt, ist der zentralisierte Zugriff auf Ge-
bäudedaten und Energiedaten essenziell. 

Deshalb ist zu begrüßen, dass die EPBD zukünftig eine 
Verpflichtung zum Aufbau nationaler Gebäudedaten-
banken festlegt (siehe Anhang), die interoperabel sind.  

Zu beachten ist dabei, dass diese nationalen Datenban-
ken über reine Energieausweisdatenbanken hinausge-
hen. Sie sollen die Integration von Informationen aus 
sämtlichen relevanten Quellen ermöglichen, die im Zu-
sammenhang stehen mit: 
 
• Ausweisen über die Gesamtenergieeffizienz (Energie-

ausweis),  
• Inspektionen,  

Best-Practice-Beispiel Portugal 
Die portugiesische Datenbank für Energieaus-
weise (EPC) fungiert als zentraler Speicher für 
Informationen zur Energieeffizienz von Gebäu-
den in Portugal. Sie sammelt Daten aus ver-
schiedenen Quellen wie Energiebewertungen 
und Baugenehmigungen und registriert jedes 
Gebäude, das einem Energieaudit unterzogen 
wurde. Die Datenbank ist transparent und zu-
gänglich für Behörden, Eigentümer, potenzielle 
Käufer und die Öffentlichkeit, was informierte 
Entscheidungen und ein Bewusstsein für Ener-
gieeinsparungen fördert. Sie unterstützt auch 
dabei, die Einhaltung von Standards zu über-
wachen, und ermöglicht die Datenanalyse so-
wie Berichterstattung auf verschiedenen Ebe-
nen. Insgesamt ist die Datenbank ein wichtiges 
Instrument zur Förderung der Energieeffizienz 
und zur Erreichung von Nachhaltigkeitszielen 
im portugiesischen Gebäudebereich. 
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• dem Gebäuderenovierungspass (in Deutschland: Sa-
nierungsfahrplan),  

• dem Smart Readiness Indicator  
• und dem berechneten oder gemessenen Energiever-

brauch der erfassten Gebäude.  

Ergänzend können auch Informationen zu Gebäudety-
pologien erfasst werden. Daten können auch sowohl 
über betriebsbedingte als auch graue Emissionen sowie 
über das gesamte Treibhausgaspotenzial während des 
Lebenszyklus erhoben und gespeichert werden. 

 

Die aggregierten und anonymisierten Daten zum Gebäu-
debestand sollen unter Einhaltung der Datenschutzvor-
schriften der Union und der Mitgliedstaaten öffentlich 
zugänglich gemacht werden. 

Die gespeicherten Daten müssen maschinenlesbar und 
über eine geeignete digitale Schnittstelle zugänglich 
sein, was eine Verwendbarkeit auch gerade von Banken 
erleichtern kann.  

Gebäudeeigentümer, Mieter und Verwalter sowie Finan-
zinstitute – in Bezug auf die Gebäude in ihrem Anlage- 
und ihrem Darlehensportfolio – sollen einen einfachen 
und gebührenfreien Zugang zum vollständigen Ausweis 
über die Gesamtenergieeffizienz haben. 

Notwendigkeit des unverzüglichen Daten-
bankaufbaus  

Die Einführung einer standardisierten Gebäudedaten-
bank ist zu begrüßen. Sie erhöht die Transparenz für Fi-
nanzinstitute und Gebäudeeigentümer, verbessert die 
Interaktion mit Kunden und Mietern und ermöglicht die 
Umsetzung regulatorischer Anforderungen wie der EU-
Taxonomie oder den Sanierungsanforderungen aus den 
EPBD-Mindesteffizienzstandards für Nichtwohnge-
bäude (MEPS). Wegen der hohen Abhängigkeit der Ge-
bäudesanierung von Gebäudedaten sollte die nationale 
Umsetzung unverzüglich beginnen. Dafür sprechen die 
folgenden Gründe: 

1. Gebäudeenergiedaten können Marktkräfte mobili-
sieren 

Aus Sicht des Finanzsektors und der Immobilienwirt-
schaft ist die unzureichende Datenbasis zum energeti-
schen Zustand von Wohn- und Gewerbeimmobilien ein 
limitierender Faktor für die Umsetzung und notwendige 
Beschleunigung von kosteneffizienten und klimafreund-
lichen Sanierungen im Gebäudebestand. Banken benöti-
gen eine transparentere Verfügbarkeit von Energieaus-
weisen und Daten zu Gebäudeleistung und 
Energieverbrauch – möglichst europaweit vergleichbar 
–, um ihr Portfolio bewerten und steuern sowie ziel- und 
passgenaue Finanzierungsangebote entwickeln zu kön-
nen. Die unzureichende Datenbasis und -transparenz 
behindern derzeit die Marktkräfte, statt sie zu stärken.  

Eine nationale Gebäudedatenbank unterstützt ein akti-
ves Kundenmanagement, indem eine gezielte Ansprache 
von Bestandskunden im Hinblick auf Modernisierungs- 
oder Sanierungsoptionen ermöglicht wird. Zudem er-
leichtert der Zugang zu Daten die Entwicklung und Um-
setzung von Ambitionen und Selbstverpflichtungen, um 
die (Kredit-)Portfolios an den Zielen des Pariser 
Klimaabkommens auszurichten sowie sie effektiv und 
aktiv in Richtung Klimaneutralität zu steuern. Für Ge-
bäudeeigentümer ermöglicht die Datenbank zudem, ihr 
Portfolio und die einzelnen Immobilien mit dem Markt zu 
vergleichen. 

2. Gebäudeenergiedaten sind Voraussetzung für die 
Umsetzung von ESG-Finanzmarktregulierung  

Die fehlende Datenbasis erschwert auch die Umsetzung 
konkreter regulatorischer Vorgaben im Rahmen der Of-
fenlegung von ESG-Impact und -Risiken bezogen auf 
die Immobilienportfolien. Dies betrifft insbesondere die 
aus der EU-Taxonomie resultierenden Anforderungen an 
das Ausweisen der Taxonomiekonformität und, aufseiten 
der Finanzinstitute, der Taxonomiequote über die Green 
Asset Ratio (GAR). Im Privatkundengeschäft stehen Fi-
nanzinstitute und Berater vor besonderen praktischen 
Herausforderungen im Zusammenhang mit der Umset-
zung der GAR. Diese ergeben sich aus der Notwendig-
keit, zahlreiche Informationen zu sammeln, um die Taxo-
nomiekonformität nachweisen zu können. Dazu gehören 
vor allem die Energieausweise. 

Finanzinstitute sind derzeit zusätzlich gefordert, ener-
getische Immobiliendaten aufgrund gesetzlicher Klima-
ziele und regulatorischer Anforderungen zu erfassen. 
Dies erfordert aufwendige Erhebungen im Kreditbe-
stand und im Neugeschäft. Die Umsetzung der MaRisk 
und der EBA-Leitlinien zur Kreditvergabe und -überwa-
chung führt zu Anforderungen an die Risikoeinschät-
zung des Immobilienkreditportfolios.  

Zudem bestehen aufsichtliche Verpflichtungen zur Mes-
sung von Umwelt- und Klimarisiken im Rahmen von 
Stresstests und des Risikomanagements. Dies ist derzeit 
vielfach nur über Proxy-Methodiken möglich. Die 
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bislang fehlende systematische Erfassung und Berück-
sichtigung von Energieausweisdaten beziehungsweise 
weiterer Gebäudedaten verhindert es, derzeit valide 
Aussagen zum energetischen Status quo treffen zu kön-
nen, und führt demnach dazu, dass Finanzinstitute ihrer 
Rolle bei der Klimatransformation im Gebäudesektor 
nicht gerecht werden können. 

Notwendigkeit einer effizienten  
Implementierung  

Die Anforderungen an Gebäudedatenbanken werden 
durch die überarbeitete EPBD klar definiert, einschließ-
lich ihrer Struktur. Basierend auf diesen Vorgaben sollte 
die zügige Implementierung einer nationalen Gebäude-
datenbank in Deutschland folgende Schritte umfassen: 

1. Klare Verantwortlichkeiten definieren: Es sollten 
klare Verantwortlichkeiten zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden festgelegt werden, um eine effektive 
Erstellung der Gebäudedatenbank zu gewährleisten, 
beispielsweise durch eine Etablierung der Datenbank 
auf Bundesebene, in die nach dem Subsidiaritätsprin-
zip eingespeist wird. 

 
2. Regelungen für Datenmanagement etablieren: Die 

Festlegung von Primärdatenbereitstellung, Über-
mittlungswegen, Zugriffsregelungen und Daten-
schutz ist von  
essenzieller Bedeutung und sollte durch klare, prag-
matische und effiziente Vorgaben sichergestellt wer-
den, die mit den betroffenen Akteuren abzustimmen 
sind. Dabei ist es notwendig, eine automatische, digi-
tale Übermittlung der Daten durch (qualifizierte und 
zugelassene) Ersteller der Energieausweise vorzuse-
hen, um 
a) den Bestand schnellstmöglich und lückenlos 

mithilfe von Daten aus der GEG-Registrierstelle / 
dem DIBt zu erfassen,  

b) die in der EPBD vorgesehenen Zugriffsrechte 
rechtssicher und bürokratiearm umzusetzen und 
mit dem berechtigten Datenabruf über digitale 
Schnittstellen zu realisieren. 
 

3. Integration weiterer hoheitlicher Daten: Es ist erfor-
derlich, eine reibungslose Integration von Daten aus 
der kommunalen Wärmeplanung in die Gebäudeda-
tenbank sicherzustellen. 
 

4. Fokus auf objektivierbare Energieausweisdaten: Der 
Ansatz der EPBD, für die einheitliche Ausgestaltung 
von Energieausweisen unter Berücksichtigung von 
bauphysikalischen und auf das Heizungssystem be-
zogener Daten, die eine vom individuellen Ver-
brauchsverhalten unabhängige und objektivierbare 
Einschätzung des Gesamtenergiebedarfs ermögli-
chen, ist zu begrüßen und sollte bei dem Aufbau ei-
ner Gebäudedatenbank bevorzugt werden.  

5. Integration der EU-Taxonomie: Die Gebäudedaten-
bank sollte um Informationen zur Überprüfung der 
Konformität mit der EU-Taxonomie, insbesondere 
hinsichtlich der DNSH-Kriterien („Do no significant 
harm“), erweitert werden können.  

6. Die Nutzung der Daten aus einer umfassenden Ge-
bäudedatenbank sollte stärker in die Gesetzgebung 
und Förderprogramme einfließen, um Kosteneffizienz 
und größtmögliche CO2-Minderung zu gewährleis-
ten. Die dort befindlichen Informationen müssen ge-
zielt genutzt werden, um Maßnahmen zu entwickeln, 
die auf die Bedürfnisse der Immobilienbesitzer und 
Käufer abgestimmt sind und somit eine nachhaltige 
und wirtschaftlich sinnvolle Sanierung fördern. 

Handlungsbedarf 

Der Finanzwirtschaft wird über die aus dem europäi-
schen Green Deal für Europa resultierenden gesetzli-
chen und regulatorischen Auflagen die Funktion eines 
Transmissionsriemens zur Mobilisierung der für die Kli-
matransformation erforderlichen Investitionen zuge-
schrieben, was den Gebäudesektor miteinschließt.  

Die in der genossenschaftlichen FinanzGruppe zusam-
mengeschlossenen etwa 700 Volksbanken, Raiffeisen-
banken und die Bausparkasse Schwäbisch Hall stehen 
für eine Unterstützung der Klimatransformation im 
Wohngebäudesektor bereit und bieten dabei neben 

Beispiel: Problematik Taxonomie-Prüfung  
Schätzungen sind zur Durchführung der EU-
Taxonomie-Klassifizierung nicht zulässig. Die 
Einbeziehung von genauen und nachweisbaren 
Informationen in Form des Energieausweises 
ist entscheidend für die Richtigkeit der Klassifi-
zierung. Ausnahmen bestehen nur für Gebäu-
detypen, für die per Gesetz kein Energieaus-
weis gefordert wird. Derzeit ist es unerlässlich, 
dass Kunden bereit sind, relevante Informatio-
nen zu ihrer Immobilie und den getroffenen 
Maßnahmen offenzulegen, um die EU-
Taxonomie-Klassifizierung erfolgreich durch-
zuführen. Dieser partizipative Ansatz stellt eine 
besondere Anforderung dar und erfordert der-
zeit bereits im Neugeschäft eine sehr proaktive 
und zeitaufwendige Kommunikation seitens 
der Finanzinstitute. Auch im Bestandsgeschäft 
bleibt das aktive Mitwirken erforderlich. So 
kann es notwendig sein, nachträglich Energie-
ausweise bereitzustellen, insbesondere wenn 
bisher keine entsprechenden Unterlagen hin-
terlegt wurden. Eine zentrale Gebäudedaten-
bank mit durch den Ersteller hinterlegten Ener-
gieausweisen würde diesen Prozess deutlich 
erleichtern.  



Nationale Gebäude(energie)datenbank – zentrale Basis für die Klimatransformation im Immobiliensektor 

6/9 

passgenauen Finanzierungsangeboten auch umfas-
sende Services im Bereich der Information über geeig-
nete Modernisierungs- und Sanierungsmaßnahmen bis 
hin zu zertifizierten Modernisierungs-, Sanierungs- und 
Fördermittelberatungen an.  

Der schnelle und effiziente Aufbau der seitens der über-
arbeiteten EPBD vorgeschriebenen Gebäudedatenbank 
wird entscheidend dafür sein, dass der Finanzsektor 
seine Rolle bei der Transformation hin zu einem klima-
neutralen Gebäudebestand erfüllen kann. 
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Anhang: Auszug aus der EPBD 

Artikel 20 

(8) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle ausge-
stellten Ausweise über die Gesamtenergieeffizienz in die 
in Artikel 22 genannte Datenbank für die Gesamtener-
gieeffizienz von Gebäuden hochgeladen werden. Der 
Upload enthält den vollständigen Ausweis über die  
Gesamtenergieeffizienz, einschließlich aller für die  
Berechnung der Gesamtenergieeffizienz des Gebäudes 
erforderlichen Daten. 

[…] 

Artikel 22 

(1) Jeder Mitgliedstaat richtet eine nationale Datenbank 
für die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden ein, die es 
ermöglicht, Daten über die Gesamtenergieeffizienz der 
einzelnen Gebäude und die Gesamtenergieeffizienz des 
nationalen Gebäudebestands insgesamt zu sammeln. 
Solche Datenbanken können aus einer Reihe miteinan-
der verbundener Datenbanken bestehen. 

Die Datenbank muss die Sammlung von Daten - aus  
allen einschlägigen Quellen - im Zusammenhang mit 
Ausweisen über die Gesamtenergieeffizienz, Inspektio-
nen, dem Renovierungspass, dem Intelligenzfähig-
keitsindikator und dem berechneten oder erfassten 
Energieverbrauch der erfassten Gebäude ermöglichen. 
[…]  

 
(2) Die aggregierten und anonymisierten Daten zum  
Gebäudebestand werden unter Einhaltung der Daten-
schutzvorschriften der Union und der Mitgliedstaaten 
öffentlich zugänglich gemacht. Die gespeicherten Daten 
müssen maschinenlesbar und über eine geeignete digi-
tale Schnittstelle zugänglich sein. Die Mitgliedstaaten 
stellen sicher, dass Gebäudeeigentümer, Mieter und Ver-
walter sowie Finanzinstitute, in Bezug auf die Gebäude 
in ihrem Anlage- und ihrem Darlehensportfolio, und - 
mit Genehmigung des Eigentümers - unabhängige 
Sachverständige einen einfachen und gebührenfreien 
Zugang zum vollständigen Ausweis über die Gesamte-
nergieeffizienz haben.  

 
Bei Gebäuden, die zur Vermietung oder zum Verkauf an-
geboten werden, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass 
potenzielle Mieter oder Käufer mit Genehmigung des 
Gebäudeeigentümers Zugang zum vollständigen Aus-
weis über die Gesamtenergieeffizienz haben. 

[…] 
 
 
(Auszug aus der Richtlinie (EU) 2024/1275 des Euro- 
päischen Parlaments und des Rates vom 24. April 2024 
über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



Nationale Gebäude(energie)datenbank – zentrale Basis für die Klimatransformation im Immobiliensektor 

8/9 

Bundesverband der Deutschen Volksbanken und  
Raiffeisenbanken (BVR)  
 
Der BVR ist der Spitzenverband der genossenschaftli-
chen Kreditwirtschaft in Deutschland. Dazu zählen die 
rund 700 Volksbanken und Raiffeisenbanken, Sparda-
Banken, PSD Banken, Kirchenbanken und weitere Son-
derinstitute wie die Deutsche Apotheker- und Ärzte-
bank. Präsidentin des BVR ist Marija Kolak. Weitere Mit-
glieder des Vorstandes sind Tanja Müller-Ziegler und 
Daniel Quinten.  

Der BVR vertritt bundesweit und international die Inte-
ressen der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volks-
banken Raiffeisenbanken. Innerhalb der Gruppe koordi-
niert und entwickelt der BVR die gemeinsame Strategie 
der Volksbanken und Raiffeisenbanken.  

Er berät und unterstützt seine Mitglieder in rechtlichen, 
steuerlichen und betriebswirtschaftlichen Fragen. Der 
BVR betreibt zwei institutsbezogene Sicherungssysteme. 
Zum einen ist dies die 100-prozentige Tochtergesell-
schaft BVR Institutssicherung GmbH. Sie stellt das amt-
lich anerkannte Einlagensicherungssystem dar. Zum an-
deren betreibt er die freiwillige Sicherungseinrichtung 
des BVR – das älteste Bankensicherungssystem 
Deutschlands. Der BVR ist aktiv in Berlin, Bonn und 
Brüssel. Informationen zum BVR und seinen Themen er-
halten Sie unter:  

Telefon: +49 (0)30 2021-1605 
E-Mail: politik@bvr.de 
Internet: www.bvr.de 

 

Bausparkasse Schwäbisch Hall 

Schwäbisch Hall ist mit mehr als 7 Millionen Verträgen 
und einem Marktanteil im Bausparen von mehr als 30 
Prozent die größte Bausparkasse Deutschlands. Das Un-
ternehmen gehört außerdem zu den führenden Baufi-
nanzierern bundesweit. Als subsidiärer Partner der Ge-
nossenschaftsbanken und Teil der DZ BANK Gruppe 
bietet Schwäbisch Hall seinen Kundinnen und Kunden 
Lösungen rund um das Thema nachhaltiges Bauen und 
Wohnen an. Rund 6.800 Menschen im Innen- und Au-
ßendienst sorgen für die qualifizierte Beratung und Be-
treuung der Schwäbisch Hall-Kunden. Neben der Wei-
terentwicklung seiner Kerngeschäftsfelder Bausparen 
und Baufinanzierung arbeitet Schwäbisch Hall an zu-
kunftsgerichteten Themen und findet als Lösungsanbie-
ter rund um Bauen und Wohnen Antworten auf Heraus-
forderungen wie Plattformisierung, Smart Data und 
Ökosysteme. Zudem ist Nachhaltigkeit ein fester Be-
standteil der strategischen Agenda von Schwäbisch Hall. 
Das Unternehmen unterstützt seine Kundinnen und 
Kunden beim nachhaltigen Bauen und Wohnen und legt 

großen Wert auf den verantwortungsvollen Umgang mit 
Ressourcen – sowohl am Arbeitsplatz als auch im Bank-
betrieb. 

1. www.schwaebisch-hall.de   
2. https://newsroom.schwaebisch-hall.de/start-

seite  
3. https://www.linkedin.com/company/bauspar-

kasse-schwabisch-hall  
 

ZIA Zentraler Immobilien Ausschuss 

Der ZIA Zentraler Immobilien Ausschuss ist die ord-
nungs- und wirtschaftspolitische Interessenvertretung 
der gesamten Immobilienwirtschaft. Er fördert und be-
gleitet geeignete Maßnahmen zum Erhalt und zur Ver-
besserung des wirtschaftlichen, rechtlichen, steuerli-
chen und politischen Umfelds der Immobilienwirtschaft. 

Der Verband hat sich zum Ziel gesetzt, der Immobilien-
wirtschaft in ihrer ganzen Vielfältigkeit eine umfassende 
und einheitliche Interessenvertretung zu geben, die ihrer 
Bedeutung für die Volkswirtschaft entspricht. Die Immo-
bilienwirtschaft ist mit über 810.000 Unternehmen und 
rund 3,5 Millionen sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten eine der größten und dynamischsten Branchen in 
Deutschland. Sie erwirtschaftete im Jahr 2022 ca. 730 
Milliarden Euro – rund 20 Prozent der deutschen Brutto-
wertschöpfung. Sie ist damit wesentlich größer als der 
Fahrzeugbau, dessen Wertschöpfung 2019 bei 144 Milli-
arden Euro lag, und nahezu ebenbürtig mit dem verar-
beitenden Gewerbe (2023: 780 Milliarden Euro). Die Im-
mobilienwirtschaft ist dabei stärker und komplexer mit 
der Volkswirtschaft verwoben. 

Telefon: +49 30 2021-5850 
E-Mail: info@zia-deutschland.de 
Internet: www.zia-deutschland.de
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